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Generalverdacht gegen Familien gefährdet Kindeswohl 
 
Berlin, 24.02.2026. Zur ersten Lesung des Gesetzesentwurf „zur bes-
seren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vater-
schaft“ im Bundestag am 25. Februar 2026 haben zahlreiche 
zivilgesellschaftliche Organisationen einen Offenen Brief an verschie-
dene Ausschüsse des Bundestags verfasst. Darin warnen sie die Ab-
geordneten vor einer Gefährdung des Kindeswohls, sollte dieses 
Gesetz verabschiedet werden und fordern stattdessen eine Politik, 
die auf Vertrauen in Familien gründet, moderne Lebensrealitäten 
anerkennt und das Kindeswohl systematisch schützt. 
 
Die zivilgesellschaftlichen Organisationen beobachten die Debatte um 
die angebliche missbräuchliche Anerkennung von Vaterschaften 
schon seit Beginn mit großer Besorgnis: „Bereits jetzt kommen viele 
verzweifelte Mütter und Väter in unsere Beratung, die vor enormen 
Herausforderungen stehen, in Deutschland ein gemeinsames Fami-
lienleben führen zu können. Kommt das Gesetz, dann hat das gravie-
rende Folgen, gerade für die Kinder“, sagt Cornelia Pries vom Verband 
binationaler Familien und Partnerschaften. 
 
Die nachträglich mögliche Aberkennung der Staatsbürgerschaft eines 
Kindes, sei dabei eine der Folgen, die das Kindeswohl gefährde. Dar-
über hinaus würden den Kindern während des Prozesses der Aner-
kennung entweder keine oder nur eine vorläufige Geburtsurkunde 
ausgestellt. Mütter und Väter hätten kein ableitbares Aufenthaltsrecht 
aus familiären Gründen, Väter könnten keine Elternzeit beantragen. 
Auch entfalle der Anspruch auf Kindergeld im Asylverfahren, auch 
wenn der eine Elternteil darauf Anspruch hätte. Die Inanspruchnahme 
von Familienleistungen würden deutlich erschwert, so sei beispiel-
weise ein Unterhaltsvorschuss für das Kind auch bei einer Beschäfti-
gungsduldung möglich. In einem langwierigen Verfahren ginge das 
Kind dann leer aus. 
 
Der Entwurf stehe in keinem angemessenen Verhältnis zu den weni-
gen problematischen Fällen der Vaterschaftsanerkennung.  Trotz die-
ser wenigen Fälle werde dennoch eine große Gruppe von Eltern –    
insbesondere mit Migrationsgeschichte oder unterschiedlichem Auf-
enthaltsstatus – mit einem schwerwiegenden Misstrauen konfrontiert. 
 
Der Offene Brief ist auf dieser Seite abrufbar:  
https://vamv.de/de/presse/pressemitteilungen/generalverdacht-ge-
gen-familien-gefahrdet-kindeswohl/ 
 
Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV) vertritt seit 
1967 die Interessen der heute 1,7 Millionen Alleinerziehenden. Der VAMV 
fordert die Anerkennung von Einelternfamilien als gleichberechtigte Lebens-
form und entsprechende gesellschaftliche Rahmenbedingungen. Er tritt für 
eine verantwortungsvolle gemeinsame Elternschaft auch nach Trennung und 
Scheidung ein. 
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